
 

  

-

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Thüringen
Sozialgericht Sozialgericht Gotha
Sachgebiet Sonstige Angelegenheiten
Abteilung 1.
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze § 1 JVEG, § 4 JVEG, § 130 BGB

Auftrag im Sinne des JVEG,
empfangsbedürftige Erklärung,
entsprechende Anwendung des § 130 BGB,
Empfangsbote, 

1. Die gerichtliche Heranziehung eines
Sachverständigen ist eine öffentlich-
rechtliche Indienstnahme, die nicht dem
bürgerlichen Vertragsrecht unterliegt. Da
Regelungen, wann ein Auftrag im Sinne des
JVEG dem Sachverständigen als Adressaten
der Anordnung zugeht, sich im JVEG nicht
finden und Besonderheiten des JVEG einer
entsprechenden Anwendung des § 130 BGB
bzw. des in ihm enthaltenen allgemeinen
Rechtsgedankens nicht entgegenstehen,
kann die Vorschrift entsprechend angewandt
werden.

2. Ein Auftrag im Sinne des JVEG wird als
empfangsbedürftige Erklärung in
entsprechender Anwendung von § 130 BGB
erst erteilt, wenn die Beweisanordnung, in
der ein bestimmter Arzt zum
Sachverständigen bestellt wird, dem
Sachverständigen als Adressaten der
Anordnung zugeht. 

3. Auch eine normativ ausgestaltete
Verpflichtung, eine Willenserklärung an den

                               1 / 8

https://dejure.org/gesetze/JVEG/1.html
https://dejure.org/gesetze/JVEG/4.html
https://dejure.org/gesetze/BGB/130.html
https://dejure.org/gesetze/BGB/130.html
https://dejure.org/gesetze/BGB/130.html
https://dejure.org/gesetze/BGB/130.html


 

Adressaten weiterzuleiten, kann eine
Empfangsbotenstellung begründen.

Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 JVEG 361/21
Datum 23.01.2023

3. Instanz

Datum -

Die EntschÃ¤digung fÃ¼r das Gutachten vom 31. MÃ¤rz 2021 wird fÃ¼r
die SachverstÃ¤ndigen J und G aufÂ  9.145,47 Euro festgesetzt.

Eine Beschwerde an das Bundessozialgericht findet nicht statt.

GrÃ¼nde

I.

Im Klageverfahren mit dem Az. L 3 U 1508/18 beauftragte die Berichterstatterin des
3. Senats mit Beweisanordnung vom 5. November 2020 die ErinnerungsfÃ¼hrerin
zu 1. mit der Erstellung eines Gutachtens nach Â§ 106 des Sozialgerichtsgesetzes
(SGG). Mit Schreiben vom 18. November 2020 teilte die ErinnerungsfÃ¼hrerin zu 1.,
FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie, mit, dass sie aufgrund von Diagnosen auf
psychiatrischem Fachgebiet die Zuarbeit ihres psychiatrischen Kollegen G, Facharzt
fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie, fÃ¼r sinnvoll halte. Hinsichtlich der
Zusammenarbeit fÃ¼hrte sie wÃ¶rtlich Folgendes aus: â��Diese Zuarbeit wÃ¼rde
in das Gutachten integriert und kenntlich gemacht werden. Wir wÃ¼rden die
Ergebnisse interdisziplinÃ¤r diskutieren und, um Redundanzen aufgrund der
Ã�berschneidungen beider Fachgebiete zu vermeiden, in einer gemeinschaftlichen
gutachterlichen Stellungnahme zusammenfassen.â��. Daraufhin teilte die
Berichterstatterin des 3. Senats der ErinnerungsfÃ¼hrerin zu 1. mit Schriftsatz vom
gleichen Tage mit, dass die Zusatzbegutachtung durch G genehmigt werde. Am
31.Â MÃ¤rz 2021 erstatteten beide ErinnerungsfÃ¼hrer ihr Gutachten. Das
Gutachten wurde von beiden ErinnerungsfÃ¼hrern unterzeichnet. Ausweislich ihrer
Bescheinigung befand sich die KlÃ¤gerin am 3. MÃ¤rz 2021 von 08:15 Uhr bis 16:15
Uhr zur Untersuchung im Gutachteninstitut. Die ErinnerungsfÃ¼hrerin zu 1.
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rechnete unter dem 13. April 2021, beim ThÃ¼ringer Landessozialgericht am 15.
April 2021 eingegangen, fÃ¼r die interdisziplinÃ¤re Schmerzbegutachtung unter
Bezugnahme auf einen Gutachtenauftrag vom 5. und 18. November 2020 eine
VergÃ¼tung in HÃ¶he von 9.145,47 Euro ab. Der Urkundsbeamte der
GeschÃ¤ftsstelle kÃ¼rzte diese VergÃ¼tungsabrechnung mit VerfÃ¼gung vom 21.
April 2021 auf 7.530,26 Euro.

Dagegen haben die ErinnerungsfÃ¼hrer am 29. April 2021 Erinnerung eingelegt. Es
sei nicht nachvollziehbar, warum der Zeitumfang der Untersuchung von acht auf
sieben Stunden gekÃ¼rzt worden sei. Die KlÃ¤gerin sei umfangreich sowohl
neurologisch als auch psychiatrisch untersucht worden. Dazu hÃ¤tten vielfÃ¤ltige
elektrophysiologische und testpsychologische Untersuchungen stattgefunden. Die
KÃ¼rzung des Beurteilungsteils des Gutachtens sei ebenfalls nicht nachvollziehbar.
Auf den Seiten 37 bis 54 finde sich nicht nur die reine Wiedergabe des Akteninhalts,
sondern auch eine sachverstÃ¤ndige Analyse des Krankheits- und
Beurteilungsverlaufs. 

Die ErinnerungsfÃ¼hrer beantragen,

die VergÃ¼tung fÃ¼r das Gutachten vom 31. MÃ¤rz 2021 auf 9.145,47 Euro
festzusetzen. 

Der Erinnerungsgegner beantragt,

die VergÃ¼tung auf 0,00 Euro festzusetzen.

Der SachverstÃ¤ndige G durch den Senat nicht ordnungsgemÃ¤Ã� herangezogen
worden. Allein die Genehmigung der Zusatzbegutachtung durch G mit Schreiben
des 3.Â Senats vom 18. November 2020 kÃ¶nne nicht als Auftrag oder
Heranziehung im Sinne von Â§Â 1 Abs. 1 Satz 3 des JustizvergÃ¼tungs- und
-entschÃ¤digungsgesetzes (JVEG) angesehen werden. Daran kÃ¶nne auch die im
Rahmen des Kostenfestsetzungsverfahrens abgegebene Stellungnahme der
Berichterstatterin, dass G ein Gutachten nach Art und Umfang und an den
Beweisfragen des Gutachtens von J sich orientierend, habe abgeben sollen, nichts
Ã¤ndern. Eine Heranziehung werde erst wirksam, wenn sie dem SachverstÃ¤ndigen
zugegangen sei. Allein die Fassung oder ErgÃ¤nzung eines Beweisbeschlusses
reiche nicht aus. Der Inhalt des Schreibens vom 18. November 2020 sei nicht an G,
sondern an J Ã¼bersandt worden. Die Leistung von G kÃ¶nne auch nicht als
UntersachverstÃ¤ndiger bzw. als Hilfskraft abgerechnet werden. Die Abrechnung
von J sei nicht nachprÃ¼fbar. Denn Voraussetzung hierfÃ¼r sei eine genaue
AufschlÃ¼sselung der TÃ¤tigkeiten zwischen J und G.
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Die ErinnerungsfÃ¼hrer verweisen darauf, dass aus ihrer Sicht eine
ordnungsgemÃ¤Ã�e Beauftragung auch von G vorliege. Da ein gemeinschaftliches
Gutachten zu erstellen gewesen sei, sei eine weitere AufschlÃ¼sselung nicht
erforderlich. Hinsichtlich des Aktenstudiums habe man darauf verzichtet, fÃ¼r jeden
der beiden Gutachter dieses gesondert zu berechnen. Aus dem Gutachten selbst
ergebe sich, dass es sich um eine Gemeinschaftsarbeit handele, sodass auch eine
gemeinschaftliche Rechnung sinnvoll und diese auch so erstellt worden sei. Eine
AufschlÃ¼sselung auf beide Gutachter sei daher nicht sinnvoll. Die gutachterliche
Beurteilung und die Beantwortung der Beweisfragen sei gemeinsam im Sinne eines
iterativen Kondensationsprozesses erstellt worden. Hinsichtlich der
Untersuchungszeit sei anzumerken, dass auch KlÃ¤ger mit erheblichen
ErschÃ¶pfungssymptomen durchaus acht Stunden durchgehend untersucht bzw.
bestimmten Tests unterzogen werden kÃ¶nnten. Die willentliche
AnspannungsfÃ¤higkeit von Menschen sei sehr hoch.

Der Urkundsbeamte der GeschÃ¤ftsstelle hat der Erinnerung nicht abgeholfen.

II.

ZustÃ¤ndig fÃ¼r die Entscheidung ist nach Â§ 4 Abs. 7 Satz 1 JVEG und dem
GeschÃ¤ftsverteilungsplan des ThÃ¼ringer Landessozialgerichts i. V. m. dem
GeschÃ¤ftsverteilungsplan des 1. Senats der Berichterstatter. 

Auf die nach Â§ 4 Abs. 1 JVEG zulÃ¤ssige Erinnerung wird die EntschÃ¤digung fÃ¼r
das Gutachten vom 31. MÃ¤rz 2021 auf 9.145,47 Euro festgesetzt. 

Nach Â§ 4 Abs. 1 Satz 1 JVEG erfolgt die Festsetzung der VergÃ¼tung durch
gerichtlichen Beschluss, wenn der Berechtigte oder die Staatskasse dies beantragt
oder das Gericht sie fÃ¼r angemessen hÃ¤lt. Berechtigter ist gemÃ¤Ã� Â§ 1 Abs. 1
Satz 2Â 1. Halbsatz i. V. m. Satz 1 Nr. 1 JVEG, wer als SachverstÃ¤ndiger beauftragt
worden ist. Insoweit sind beide ErinnerungsfÃ¼hrer als SachverstÃ¤ndige durch die
Berichterstatterin des 3. Senats beauftragt worden. Dass die ErinnerungsfÃ¼hrerin
zu 1. beauftragt worden ist, ergibt sich unproblematisch aus der mit dem
Anschreiben vom 5. November 2020 Ã¼bermittelten Beweisanordnung des 3.
Senats. Im Ergebnis bestehen nach ausfÃ¼hrlicher GesamtwÃ¼rdigung des
Sachverhalts auch keine Zweifel daran, dass der ErinnerungsfÃ¼hrer zu 2. ebenfalls
vom 3. Senat mit der Erstellung eines Gutachtens beauftragt worden ist. Die
gerichtliche Heranziehung eines SachverstÃ¤ndigen ist eine Ã¶ffentlich-rechtliche
Indienstnahme, die nicht dem bÃ¼rgerlichen Vertragsrecht unterliegt (vgl.
Senatsbeschluss vom 21. Dezember 2021 â�� L 1 JVEG 1033/20 â��, juris; OVG
Berlin, Beschluss vom 8. MÃ¤rz 2001 â�� 3 K 25/00 OVG Bln JurBÃ¼ro 2001, 485).
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Herangezogen sind SachverstÃ¤ndige oder auch Dolmetscher dann, wenn sie
ordnungsgemÃ¤Ã� geladen bzw. mit der Erstattung eines Gutachtens oder
Fertigung einer Ã�bersetzung beauftragt worden sind. Danach handelt der vom
Gericht bestellte SachverstÃ¤ndige nicht im Rahmen eines Dienst- oder
Werkvertrags. Seine VergÃ¼tung bezieht sich nicht auf das Werk des
SachverstÃ¤ndigen, sondern auf seine TÃ¤tigkeit als Gehilfe des Gerichts, die er in
ErfÃ¼llung einer staatsbÃ¼rgerlichen Pflicht erbringt. Sein VergÃ¼tungsanspruch
ergibt sich ausschlieÃ�lich aus dem JVEG. Dass auch G mit der Erstellung eines
Gutachtens in diesem Sinne beauftragt worden ist, folgt daraus, dass die
ErinnerungsfÃ¼hrerin zu 1. mit Schreiben vom 18. November 2020 mitgeteilt hat,
dass sie wegen der Diagnosen auf psychiatrischem Fachgebiet die Zuarbeit eines
psychiatrischen Kollegen so wÃ¶rtlich â��anmeldetâ��. Im Weiteren hat sie
ausgefÃ¼hrt, dass diese Zuarbeit in das Gutachten integriert und kenntlich
gemacht werden soll und die Ergebnisse interdisziplinÃ¤r diskutiert werden sollen.
Schlussendlich sollte eine gemeinschaftliche gutachterliche Stellungnahme verfasst
werden. Daraufhin hat die Berichterstatterin des 3. Senats die Zusatzbegutachtung
durch G mit Schreiben vom 18. November 2020 genehmigt. Bei verstÃ¤ndiger
Auslegung dieses Sachverhalts nach dem EmpfÃ¤ngerhorizont kann bzw. konnte
der ErinnerungsfÃ¼hrer zu 2. dies nur so verstehen, dass auch er als
SachverstÃ¤ndiger beauftragt werden sollte. Dem steht insbesondere nicht
entgegen, dass das Schreiben vom 18.Â November 2020 an die
ErinnerungsfÃ¼hrerin zu 1. gerichtet worden war. Ein Auftrag im Sinne des JVEG
wird als empfangsbedÃ¼rftige ErklÃ¤rung in entsprechender Anwendung von Â§
130 BGB erst erteilt, wenn die Beweisanordnung, in der ein bestimmter Arzt zum
SachverstÃ¤ndigen bestellt wird, dem SachverstÃ¤ndigen als Adressaten der
Anordnung zugeht (Landessozialgericht fÃ¼r das Land Nordrhein-Westfalen,
Beschluss vom 23. August 2022 â�� L 15 SB 242/22 B â��, juris). Bedenken
hinsichtlich der entsprechenden Anwendung der Vorschrift des Â§ 130 BGB
bestehen nicht. Regelungen, wann ein Auftrag im Sinne des JVEG dem
SachverstÃ¤ndigen als Adressaten der Anordnung zugeht,Â finden sich im JVEG
nicht. Besonderheiten des JVEG stehen einer entsprechenden Anwendung des Â§
130 BGB bzw. des in ihm enthaltenen allgemeinen Rechtsgedankens nicht
entgegen. Aus dem Gesamtzusammenhang ergibt sich, dass die
ErinnerungsfÃ¼hrerin zu 1. als Empfangsbote damit beauftragt war, dieses
Schreiben an den SachverstÃ¤ndigen G weiterzuleiten. Empfangsbote ist eine
Person, die vom EmpfÃ¤nger zur Entgegennahme von ErklÃ¤rungen bestellt worden
ist oder nach der Verkehrsanschauung als bestellt anzusehen ist (BSG, Beschluss
vom 7. Oktober 2004 â�� B 3 KR 14/04 R â��, juris). Die Eigenschaft als
Empfangsbote ist nicht abhÃ¤ngig vom Bestehen einer persÃ¶nlichen oder
vertraglichen Beziehung zwischen Empfangsbote und Adressat. Auch eine normativ
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ausgestaltete Verpflichtung, eine WillenserklÃ¤rung an den Adressaten
weiterzuleiten, kann eine Empfangsbotenstellung begrÃ¼nden. Diese steht einer
freiwillig begrÃ¼ndeten Beziehung zu einer anderen Person mit Zugang zum
eigenen Machtbereich gleich. FÃ¼r die Erwartungen des Rechtsverkehrs ist es
unerheblich, ob die Pflichtenstellung durch Vertrag oder durch Rechtsnormen
begrÃ¼ndet ist (vgl. BAG, Urteil vom 24. Mai 2018 â�� 2 AZR 72/18 â��, juris Rn.
27). Insoweit hat die Berichterstatterin des 3. Senats J beauftragt, die Beauftragung
an G weiterzuleiten. Eine ErklÃ¤rung, die ein Empfangsbote entgegennimmt, geht
dem Adressaten in dem Zeitpunkt zu, in dem nach dem regelmÃ¤Ã�igen Verlauf der
Dinge die Weiterleitung an den Adressaten zu erwarten war. Vom Zugang kann hier
aufgrund der gemeinschaftlichen Gutachtenserstellung ausgegangen werden.
Entsprechend haben beide ErinnerungsfÃ¼hrer am 31.Â MÃ¤rz 2021
gemeinschaftlich ein Gutachten erstellt und hierbei auf die GutachtenauftrÃ¤ge
vom 5. und 18. November 2020 Bezug genommen. Beide ErinnerungsfÃ¼hrer sind
als Sachbearbeiter ausdrÃ¼cklich benannt. Sie haben das Gutachten auch am Ende
handschriftlich unterzeichnet. Der VergÃ¼tungsfestsetzungsantrag vom 13. April
2021 betrifft ein Gemeinschaftsgutachten. 

Ansatzpunkte dafÃ¼r, dass dieses gemeinschaftlich erstellte Gutachten fÃ¼r den 3.
Senat nicht verwertbar gewesen wÃ¤re, bestehen nicht. Ausweislich des Protokolls
Ã¼ber die mÃ¼ndliche Verhandlung vom 2. MÃ¤rz 2022 hat der beauftragende
Senat das Gutachten der ErinnerungsfÃ¼hrer als verwertbar angesehen. Soweit in
dem Protokoll der mÃ¼ndlichen Verhandlung ausgefÃ¼hrt wird, dass das
Gutachten der ErinnerungsfÃ¼hrer fÃ¼r den Senat keine Ã¼berzeugende Wirkung
entfaltet, soweit die SchÃ¤digung des Nervus ischiadicus und die
PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung als Unfallfolge mit einer MdE von 30 v. H. bewertet
worden sind, weil die SchÃ¤digung des Nervus ischiadicus nicht vollbeweislich
belegt sei, betrifft dies nicht die Frage der Verwertbarkeit des Gutachtens als
solche, sondern die Frage, ob der beauftragende Senat den AusfÃ¼hrungen der
Gutachter folgt. Insoweit verhÃ¤lt es sich lediglich so, dass der 3. Senat die nach
dem Gutachten der ErinnerungsfÃ¼hrer als Unfallfolge angenommene SchÃ¤digung
des Nervus ischiadicus nicht als Unfallfolge ansieht. An anderer Stelle ist
ausweislich des Protokolls der mÃ¼ndlichen Verhandlung der 3. Senat den
AusfÃ¼hrungen der ErinnerungsfÃ¼hrer in ihrem Gutachten gefolgt, nÃ¤mlich
hinsichtlich der Frage, ob eine PersÃ¶nlichkeits-/AnpassungsstÃ¶rung auf das
Unfallereignis zurÃ¼ckzufÃ¼hren sei. AnschlieÃ�end hat der 3. Senat den
Beteiligten im Hinblick auf eine Gangunsicherheit auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet
einen Vergleich im Hinblick auf die RentengewÃ¤hrung vorgeschlagen, welcher
dann ausweislich der Niederschrift auch zustande gekommen ist. Daraus kann nur
der Schluss gezogen werden, dass der 3. Senat den Sachverhalt in medizinischer
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Hinsicht als vollumfÃ¤nglich geklÃ¤rt angesehen hat. Bedenken gegen die
Verwertbarkeit des Gutachtens der ErinnerungsfÃ¼hrer bestehen daher nicht. 

Der den ErinnerungsfÃ¼hrern daher zustehende VergÃ¼tungsanspruch ist auf
9.145,47 Euro festzusetzen. Da ein Gemeinschaftsgutachten vorliegt, hat eine
Differenzierung hinsichtlich der einzelnen Positionen zwischen den
ErinnerungsfÃ¼hrern zu unterbleiben. Der festzusetzende Betrag steht den
ErinnerungsfÃ¼hrern gemeinschaftlich zu. Die Aufteilung betrifft allein deren
InnenverhÃ¤ltnis. Hinsichtlich des abgerechneten Zeitaufwandes fÃ¼r die
Erstellung des gemeinschaftlichen Gutachtens von 75,07 Stunden bestehen im
Ergebnis keine Bedenken. Der Zeitraum fÃ¼r die Untersuchung der KlÃ¤gerin ist
mit acht Stunden abzurechnen. Dass fÃ¼r die KlÃ¤gerin trotz ihrer psychischen
EinschrÃ¤nkungen eine Pause am Untersuchungstag nicht erforderlich war, haben
die ErinnerungsfÃ¼hrer in ihrem Schriftsatz vom 5. November 2021 nachvollziehbar
dargelegt. Da vielfÃ¤ltige Tests durchgefÃ¼hrt wurden, sind fÃ¼r den Senat diese
AusfÃ¼hrungen durchaus plausibel. Ob der Urkundsbeamte den Beurteilungsteil zu
Recht gekÃ¼rzt hat, kann letztlich offenbleiben. Denn es ist zu berÃ¼cksichtigen,
dass bei einer gemeinschaftlichen Gutachtenserstellung fÃ¼r beide
SachverstÃ¤ndige das Aktenstudium in vollem Umfang grundsÃ¤tzlich abgerechnet
werden kann, sofern keine Anhaltspunkte dafÃ¼r bestehen, dass der weitere
SachverstÃ¤ndige sich ersichtlich nur auf einen bestimmten Teil der Akte zu
konzentrieren hatte. Da somit grundsÃ¤tzlich fÃ¼r den weiteren SachverstÃ¤ndigen
ein Aktenstudium von 23 Stunden abgerechnet werden kÃ¶nnte, kann es
dahinstehen, ob die KÃ¼rzung des Zeitaufwands fÃ¼r die Abfassung der
gutachterlichen Beurteilung um 13 Stunden in der Sache gerechtfertigt ist oder
nicht. Dem steht auch nicht entgegen, dass die ErinnerungsfÃ¼hrer in diesem
Verfahren mehrfach erklÃ¤rt haben, dass sie auf die Geltendmachung des
zusÃ¤tzlichen Aufwands fÃ¼r das Aktenstudium wegen Beauftragung eines zweiten
SachverstÃ¤ndigen verzichten. Denn bei der Entscheidung sind alle fÃ¼r die
Bemessung der VergÃ¼tung maÃ�geblichen UmstÃ¤nde zu Ã¼berprÃ¼fen,
unabhÃ¤ngig davon, ob sie angegriffen worden sind. Bei der Festsetzung ist das
Gericht weder an die HÃ¶he der EinzelansÃ¤tze noch an den Stundenansatz oder an
die GesamthÃ¶he der VergÃ¼tung in der Festsetzung durch den Urkundsbeamten
der GeschÃ¤ftsstelle oder den Antrag der Beteiligten gebunden; es kann nur nicht
mehr festsetzen, als beantragt ist (vgl. Senatsbeschluss vom 28. Februar 2018 â��
L 1 JVEG 867/15, zitiert nach Juris). Der Senat ist daher an die einzelnen
VergÃ¼tungspositionen und die dortigen StundenansÃ¤tze nicht gebunden und
kann den Zeitaufwand des ErinnerungsfÃ¼hrers zu 2. fÃ¼r das Aktenstudium
berÃ¼cksichtigen. 
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Die EntschÃ¤digung der ErinnerungsfÃ¼hrer fÃ¼r die Erstellung des Gutachtens
vom 31. MÃ¤rz 2021 ist daher wie beantragt auf 9.145,47 Euro festzusetzen. 

Das Verfahren ist gebÃ¼hrenfrei; Kosten werden nicht erstattet (Â§ 4 Abs. 8 JVEG).

Eine Beschwerde an das Bundessozialgericht findet nicht statt (Â§ 4 Abs. 4 Satz 3
JVEG).

Erstellt am: 15.02.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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